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1. Anlass und Erfordernis der Planung (§1 Abs.3 BauGB) 
 
Der Stadt liegt ein Bauantrag für die Erstellung eines Wohngebäudes auf dem Grund-
stück Haldenweg 9, Flurstück Nr. 402 als Ersatz für das Bestandsgebäude vor. Geplant 
ist ein Gebäude mit sechs Wohneinheiten, einer Tiefgarage, offenen Stellplätzen und 
Nebenanlagen.  
Das geplante Vorhaben überschreitet die überbaubare Grundstücksfläche Richtung Sü-
den um ca. 9m. An der Ostseite ist eine Überschreitung von knapp 1m zu verzeichnen. 
Der Bauantrag für das Vorhaben wurde vom Landratsamt Esslingen insbesondere auf-
grund dieser erheblichen Überschreitung der überbaubaren Grundstücksfläche um 9m 
nach Süden als nicht genehmigungsfähig eingestuft. Für eine derartige Überschreitung 
gäbe es bislang keinen Präzedenzfall. 
Vor dem Hintergrund der bislang sehr kleinen überbaubaren Fläche auf dem Grundstück, 
die eine Überbauung von lediglich ca. 17% zulässt, wird eine größere Bebauung im Sin-
ne der Nachverdichtung positiv bewertet. Eine Entwicklung in die Tiefe ist vor dem Hin-
tergrund der Lage am Verbindungsweg zur Hauffstraße denkbar, da hier eine Erschlie-
ßungsmöglichkeit rückwärtiger Flächen besteht. Die Stadt befürwortet das Vorhaben zur 
weiteren Schaffung von Wohnraum im Innenbereich. Daher muss ein Bebauungsplan 
aufgestellt werden.  

  



Begründung zum einfachen Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Haldenweg“ 

 

Seite 3 von 11 Seiten 

2. Ziele und Zwecke der Planung 
 
Ziel der Planung ist eine städtebaulich geordnete Wohnbebauung zur weiteren Wohn-
raumschaffung im Innenbereich von Neuffen und die planungsrechtliche Sicherung des 
geplanten Vorhabens für eine neue Wohnbebauung mit 6 Wohneinheiten in einem Mehr-
familienhaus. 
Durch Festsetzungen der Überbaubaren Grundstücksflächen und des Maßes der bauli-
chen Nutzung soll das städtebauliche Einfügen des Vorhabens in die Umgebungsbebau-
ung gewährleistet werden. 
 
 

3. Angaben zum Plangebiet 
 
Das Plangebiet liegt südlich des Ortskerns von Neuffen und umfasst das Grundstück 
Haldenweg 9, Flst. Nr. 402. Es wird wie folgt begrenzt: 
- Im Norden durch den Haldenweg, 
- im Osten durch den Verbindungsweg zwischen Haldenweg und Hauffstraße,  
- im Süden durch das Bebaute Grundstück Hauffstraße 2, Flst. Nr. 417/5,  
- im Westen durch das Bebaute Grundstück Haldenweg 11, Flst. Nr.401. 
Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 704 m². 
 
 

4. Planungsvorgaben, Vorbereitende Bauleitplanung und bestehende 
Rechtsverhältnisse 

 
Planungsvorgaben: 
Das Planungserfordernis (§1 Abs.3 BauGB) ist in Ziffer 1 der Begründung beschrieben. 
Ziele der Raumordnung (§1 Abs. 4 BauGB) sind durch die Ausweisung einer neuen 
überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb eines bestehenden Bebauungsplanes und 
eines vollständig bebauten Bereiches nicht betroffen. 
Der Forderung einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung (§1 Abs.5 BauGB) mit 
dem Vorrang der Innenentwicklung wird durch die Planung Rechnung getragen.  
§1a Abs.2 BauGB fordert den sparsamen und schonenden Umgang mit Grund und Bo-
den und ebenfalls den Vorrang der Innenentwicklung, der im vorliegenden Fall durch die 
Planung im Bestand eingehalten wird. 
Bei Neubebauungen ist nach Plansatz 2.4.0.8 (Z) des Regionalplanes eine angemesse-
ne Wohndichte festzulegen. Der Regionalplan gibt entsprechende Werte für neue Wohn-
siedlungen vor. Im vorliegenden Fall handelt es sich um die Ausweisung einer neuen 
überbaubaren Grundstücksfläche innerhalb einer bestehenden Wohnsiedlung. Gegen-
stand der Planung ist nicht die Überplanung der gesamten Wohnsiedlung. Eine weiterge-
hende Untersuchung der Wohndichte erfolgt daher nicht. Die Planung trägt aber zur 
Nachverdichtung und einer höheren Wohndichte bei. 
 
Regionalplan: 
Die Stadt Neuffen ist im Regionalplan für die Region Stuttgart als Kleinzentrum mit Ei-
genentwicklung ausgewiesen. Der Planbereich befindet sich im bebauten Innenbereich 
und ist im Raumnutzungskarte der Regionalplans als Siedlungsfläche dargestellt.  
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Auszug aus der Raumnutzungskarte des Regionalplan für die Region Stuttgart (unmaßstäblich) 

 
Flächennutzungsplan: 
Der Planbereich ist im Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Neuffen als 
Wohnbaufläche ausgewiesen. Geplant ist die Aufstellung eines einfachen Bebauungs-
planes ohne Festsetzung der Art der baulichen Nutzung. Geplant ist ein Wohngebäude. 
Diese Planung entspricht der Darstellung im Flächennutzungsplan.  

 
Auszug aus dem Flächennutzungsplan der VG Neuffen (unmaßstäblich)  

 
Bisheriger Bebauungsplan: 
Für den Planbereich liegt ein Baulinienplan vom 05.03.1957 vor. Dieser legt lediglich die 
überbaubaren Grundstücksflächen fest und ist damit als Einfacher Bebauungsplan zu be-
trachten. Alle weiteren Vorgaben für eine Bebauung richten sich bislang nach §34 
BauGB.   



Begründung zum einfachen Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften „Haldenweg“ 

 

Seite 5 von 11 Seiten 

 
Baulinienplan, 05.03.1957 (unmaßstäblich) 

 
Schutzgebiete 
Neuffen liegt im Biosphärengebiet „Schwäbische Alb“. Der Planbereich liegt innerhalb der 
Entwicklungszone. Die Planung entspricht der Forderung nach schonendem Umgang mit 
Freiflächen. 
Schutzgebiete nach Naturschutz- oder Wasserrecht sind durch den Planbereich nicht be-
troffen. 
 
 

5. Beschleunigtes Verfahren nach §13a BauGB 
 
Durch den Bebauungsplan wird im Sinne der Innenentwicklung eine bessere bauliche 
Nutzung des Grundstücks ermöglicht. Der Vorrang der Innenentwicklung nach §1 Abs.5 
BauGB und §1a Abs.2 BauGB ist damit eingehalten. Gemäß §13a BauGB können Be-
bauungspläne für die Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. 
Die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren liegen vor:  

- Die zulässige Grundfläche muss weniger als 20.000m² betragen:  

Der Planbereich umfasst eine Fläche von lediglich 704m². Daher ist diese Vo-

raussetzung eingehalten. 

- Die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung muss ausge-

schlossen sein:  

Bei innerörtlichen Wohnprojekten in der geplanten Größe besteht keine UVP-

Pflicht.  

- Betroffenheit des Schutzzwecks von Natura-2000-Gebieten:  

Aufgrund der innerörtlichen Lage des Planbereiches grenzen keine Natura-

2000-Gebiete an. Daher bestehen keinerlei Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-

gung von Natura-2000-Gebieten. 

- Keine Auswirkungen durch schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes: 

Auswirkungen durch schwere Unfälle sind nicht zu befürchten, da keine Störfall-

betriebe im Umfeld des Planbereiches bekannt sind. 

Im beschleunigten Verfahren kann von der Durchführung einer Umweltprüfung und von 
der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange abge-
sehen werden. 
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6. Einfacher Bebauungsplan 
 
Da das Plangebiet bislang in einem Bereich liegt, für den nur ein einfacher Bebauungs-
plan mit überbaubaren Grundstücksflächen vorliegt und ansonsten §34 BauNVO zur Be-
urteilung von Bauvorhaben gilt, werden nur die Festsetzungen getroffen, die für das städ-
tebauliche Einfügen des Vorhabens in den weitgehend unbeplanten Bereich für notwen-
dig erachtet werden. Daher sind nur Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, zu 
den überbaubaren Grundstücksflächen, zur Bauweise und zur Gebäudestellung vorge-
sehen. Außerdem wird durch örtliche Bauvorschriften für die Dachgestaltung das gestal-
terische Einfügen in die vorherrschende Satteldachbebauung gewährleistet. 
Ein Planerfordernis für einen Bebauungsplan über weitere Teile des bisherigen Baulini-
enplanes und mit weitgehender inhaltlicher Tiefe besteht derzeit nicht. 
 
 

7. Inhalt der Planung  
 
Plankonzeption: 
Das geplante Bauvorhaben auf dem Grundstück Haldenweg 9 ist nachfolgend auszugs-
weise durch den Lageplan und zwei Ansichten dargestellt.  
 

 
Lageplan vom 02.12.2022, Büro Melber&Metzger (unmaßstäblich) 
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Nordost und Nordwestansicht vom 02.12.2022, Architekturbüro Stöckle (unmaßstäblich) 

 
Das geplante Gebäude mit sechs Wohneinheiten und einer Grundfläche von 247m² ist 
giebelständig zum Haldenweg hin ausgerichtet und tritt 2,5-geschossig in Erscheinung. 
Die Traufhöhe, gemessen ab dem Geschoss, das dem früheren Erdgeschoss entspricht 
(bei der jetzigen Planung Obergeschoss), beträgt 4,08m. Das Erdgeschoss der Planung 
ist etwa ein Geschoss über der Höhenlage des Haldenweg angeordnet und entspricht 
etwa der Höhenlage des früheren Untergeschosses. 
Durch die giebelständige Bebauung und einen hohen Kniestock tritt das Gebäude talsei-
tig vergleichsweise hoch in Erscheinung. Die talseitige Höhenentwicklung entspricht den-
noch im Grundsatz noch der zweigeschossigen Erscheinungsweise der Bestandsgebäu-
de der Umgebung.  
Das Gebäude entwickelt sich auf dem Grundstück in die Tiefe hangaufwärts. Die seitliche 
Traufe weist einen Versatz um 1,72m auf. Das Gebäude tritt dadurch an der Bergseite 2-
geschossig in Erscheinung. Die Traufhöhe ab dem 1. OG – das EG ist hier nicht sichtbar 
– beträgt 5,80. Seitlich am Gebäude sind auf der Nordost- und Südwestseite Querbauten 
geplant. 
Im Untergeschoss, etwa auf Höhenlage des Haldenweges, ist eine Tiefgarage mit 8 
PKW-Stellplätzen geplant. Zusammen mit zwei weiteren offenen Stellplätzen wird ein 
Stellplatzschlüssel von 1,6 Stellplätzen je Wohnung erreicht. 
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Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflächenzahl und 
von Gebäudehöhen bestimmt. Die Festsetzungen orientieren sich an den Überlegungen 
der Vorhabenplanung.  
Die Festsetzung der Grundflächenzahl von 0,4 entspricht dem Orientierungswert für All-
gemeine Wohngebiete nach §17 BauNVO und ermöglicht im Sinne der Nachverdichtung 
eine zeitgemäße bauliche Nutzung des Grundstücks, auf dem bislang lediglich eine 
Überbauung mit ca. 17% möglich war. Zur Verbesserung der Wohnqualität auf dem 
Grundstück kann die Grundflächenzahl durch Balkone geringfügig überschritten werden. 
Die Festsetzung zur Überschreitung der GRZ mit Tiefgaragen ermöglicht diese in der 
Vorhabenplanung vorgesehene Anlage zur Regelung der Parkierung. Teil der Tiefgarage 
sind auch die im Untergeschoss vorgesehenen Fahrradstellplätze, Technikraum oder 
weitere Nebenräume. Es wird darauf hingewiesen, dass die Tiefgarage zum Haldenweg 
hin nicht vollständig erdüberdeckt ist. Entsprechend der Bestandssituation mit einer 
Stützmauer, treten die Tiefgarage bzw. die Nebenanlagen baulich in Erscheinung.  
Die Festsetzung der Gebäudehöhen sieht entsprechend der Vorhabenplanung eine in 
der Traufhöhe gestaffelte Bebauung vor, die sich an der Hanglage des Grundstücks ori-
entiert. Für eine bestmögliche Dachgeschossnutzung werden begrenzte Überschreitun-
gen der Traufhöhe zugelassen. Die Begrenzung bezieht sich auf die gesamte Gebäude-
länge über die gestaffelt festgesetzten Traufhöhen hinweg. Die Festsetzung der Firsthö-
he ermöglicht einen durchgängigen First.  
Die Bezugshöhen orientieren sich an den Fußbodenhöhe der Vorhabenplanung. Durch 
die Staffelung wird auf die Hanglage Bezug genommen. Die Bezugshöhe im nördlichen 
Bereich orientiert sich an der Höhenlage des Untergeschosses des bisherigen Bestands-
gebäudes. Die südliche Bezugshöhe der bisherigen Erdgeschossfußbodenhöhe. Damit 
wird eine bestmögliche Anpassung an die Höhenlage des bisherigen Gebäudes und da-
mit auch an die Höhenlage der Gebäude in der Umgebung gewährleistet. 
 
Überbaubare Grundstücksfläche, Fläche für Parkierung und Nebenanlagen 
Die Überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen festgesetzt. Die Festset-
zung orientiert sich an der Plankonzeption. Durch eine größere Überbaubare Grund-
stücksfläche wird eine bessere bauliche Nutzung des Grundstücks im Sinne der Nach-
verdichtung ermöglicht.  
Die nördliche Baugrenze weist weiterhin einen großzügigen Abstand zum Haldenweg auf 
und orientiert sich damit weiterhin an der östlich und südwestlich angrenzenden Bebau-
ung im Haldenweg. Das gewohnte Ortsbild entlang des Haldenweges mit abgesetzter 
Bebauung wird damit bewusst beibehalten.  
Die überbaubare Grundstücksfläche wird gegenüber der bisherigen Festsetzung Rich-
tung Süden erweitert. Die Gebäudeentwicklung nach Süden wird vor dem Hintergrund 
des angrenzenden Weges aus städtebaulicher Sicht als verträglich erachtet. 
Für Tiefgaragen und weitere Nebenanlagen in Form von Gebäuden werden außerhalb 
der überbaubaren Grundstücksflächen gesonderte Flächen ausgewiesen, die sich eben-
falls an der Vorhabenplanung orientieren.  
Offene Stellplätze können außerhalb der Baugrenzen zum Schutz verbleibender Freiflä-
chen nur im direkten Anschluss an die Verkehrsflächen zugelassen werden. 
 
Bauweise und Stellung baulicher Anlagen 
Entsprechend der vorherrschenden Umgebungsbebauung wird eine offene Bauweise 
vorgesehen. Dadurch wird eine Bebauung mit Grenzabständen gewährleistet. 
Entsprechend der Vorhabenplanung wird eine zum Haldenweg giebelständige Bebauung 
vorgesehen. Die Festsetzung erfolgt vor dem Hintergrund der längeren Gebäudeausdeh-
nung in Nord-Südrichtung und weicht damit bewusst von der ansonsten vorherrschenden 
traufständigen Bebauung im Haldenweg ab. 
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Örtliche Bauvorschriften 
Als Mindestfestsetzung zum gestalterischen Einfügen der künftigen Bebauung wird die 
Dachform mit Satteldach und der zulässigen Bandbreite der Dachneigung festgesetzt. 
Damit wird ein bestmögliches Einfügen in die Umgebungsbebauung erreicht, die Sattel-
dächer mit einer Dachneigung von ca. 20 – 50° aufweist. 
 
 

8. Auswirkungen der Planung 
 
Erschließung: 
Der Planbereich ist über den Haldenweg erschlossen. Dieser weist eine Fahrbahnbreite 
von ca. 6m auf. Ein gesonderter Gehweg ist nicht vorhanden. Die Zufahrt zum Halden-
weg im Planungsbereich erfolgt von Westen her über die Uhlandstraße oder von Norden 
her über den Schulweg. Der am östlichen Rand des Planungsbereiches liegende Weg 
zur Hauffstraße ist ca. 3m breit. Der Weg dient bereits bislang als Zufahrt zu einer Gara-
ge im südlichen Bereich des Grundstücks.  
Die Versorgung mit Wasser, Strom und Telekommunikation erfolgt ausgehend von be-
stehenden Leitungen im Haldenweg. Die Planung sieht keine Änderung der bestehenden 
öffentlichen Verkehrsflächen vor. 
Die Zufahrt für maßgebliche Rettungsfahrzeuge wie die Feuerwehr erfolgt wie bislang 
über den Haldenweg. Geeignete Aufstellflächen für die Feuerwehr sind im Bauantrag 
nachzuweisen. Die Löschwasserversorgung kann über bestehende Hydranten der öffent-
lichen Trinkwasserversorgung erfolgen. 
Der Haldenweg ist für die Befahrung mit Müllfahrzeugen geeignet. Müllbehälter müssen 
zur Abholung entlang des Haldenweges bereitgestellt werden. 
Bestehende Hausanschlussleitungen sind durch den künftigen Bauherrn in Abstimmung 
mit dem jeweiligen Leitungsträger zu berücksichtigen. 
 
Entwässerung: 
Die Entwässerung erfolgt über den bestehenden Mischwasserkanal im Haldenweg. Eine 
getrennte Ableitung von Regenwasser scheidet aus, da ein Regenwasserkanal oder eine 
ortsnahe Vorflut im Sinne eines Gewässers nicht vorhanden sind.  
Erfahrungsgemäß lassen die anstehenden Böden in Neuffen auch keine gezielte Versi-
ckerung von Regenwasser zu. Dies ist auch aufgrund der Hanglage nicht zu empfehlen. 
Daher wird weiterhin von einer gemischten Ableitung von Schmutz- und Regenwasser 
ausgegangen. 
 
Hochwassergefährdung: 
Bei raumbedeutsamen Planungen ist der Bundesraumordnungsplan Hochwasser vom 
19.08.2021 zu beachten. Allgemeines Ziel ist insbesondere die Prüfpflicht der Hochwas-
sergefährdung. 
Überflutungsflächen (HQ10-HQextrem) sind im Planbereich nicht ausgewiesen. 
Erkenntnisse über eine Überflutungsgefährdung durch Oberflächenwasser im Starkre-
genfall liegen nicht vor.  
Die Stadt hat aber eine entsprechende Starkregenuntersuchung für das gesamte Stadt-
gebiet beauftragt. Aufgrund der Hanglage ist mit abfließendem Oberflächenwasser von 
Süden her im Starkregenfall zu rechnen. Generell sollte auf baulichen Eigenschutz z.B. 
durch Aufkantungen und Geländemodellierung zur Minderung der Überflutungsgefahr 
durch abfließendes Oberflächenwasser geachtet werden. 
 
Erdmassenausgleich 
Das Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz besagt, dass bei der Ausweisung von Baugebie-
ten durch die Festlegung von Straßen- und Gebäudeniveaus, ein Erdmassenausgleich 
anzustreben ist und die bei der Bebauung zu erwartenden anfallenden Aushubmassen 
möglichst vor Ort verwendet werden sollen. 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Planung im Bestand. Die Verkehrsflächen 
sind bereits vorhanden. Eine Anhebung der Höhenlage des Gebäudes für einen besse-
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ren Erdmassenausgleich ist vor dem Hintergrund der städtebaulichen Einpassung an die 
Bestandsbebauung und die Höhenlage der bestehenden Straße nicht vorgesehen. 
 
Kosten: 
Durch die Bebauungsplanänderung entstehen Planungskosten für die Änderung des Be-
bauungsplanes und für Fachgutachten. Die Stadt hat mit dem Vorhabenträger einen 
städtebaulichen Vertrag zur Regelung der Kostentragung abgeschlossen.  
 
 

9. Umweltbelange 
 
Betrachtung der Schutzgüter: 
Bei dem einfachen Bebauungsplan handelt es sich um eine Maßnahme der Innenent-
wicklung nach §13a BauGB wonach Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes zu erwarten sind, als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig 
gelten (vgl. §13a Abs.2 Nr. 4 BauGB).  

 
Bestandsdarstellung des Planbereiches, Orthophoto, LGL-BW, Az.: 2851.9-1/20 (unmaßstäblich) 

 
Der Planbereich umfasst eine Fläche von 704m².  
Bislang war ca. 17% des Grundstücks überbaubar. Dies entspricht einer Fläche von ca. 
120m². Regelungen über Nebenanlagen gab es bislang nicht.  
Die neu festgesetzte überbaubare Grundstücksfläche umfasst eine Fläche von ca. 
278m². 
Mit der Grundflächenzahl von 0,4 ist eine Überbauung mit ca. 282m² möglich.  
Mit der Tiefgarage ist eine weitgehende Überbauung bis zu einer GRZ von 0,85, also bis 
zu einer Fläche von ca. 598m² möglich. Weite Teile der Tiefgarage, außerhalb des ge-
planten Gebäudes, sind erdüberdeckt geplant.  
Auf dem Grundstück sind bislang zwei Obstbäume, ein Nadelbaum und einzelne Sträu-
cher vorhanden. Diese entfallen durch die weitgehende künftige Bebauung.  
Trotz der zu erwartenden deutlich größeren Flächenversiegelung durch die Neubebau-
ung gegenüber dem Bestand wird nicht von einem erheblichen Eingriff in den Boden 
ausgegangen, da auch bislang bereits eine Bebauung besteht und davon auszugehen 
ist, dass mit dieser und den damit einhergehenden Geländeanpassungen bereits ein 
weitgehender Eingriff in den Boden erfolgt ist.  
Die bestehenden Gehölze als Teil eines Hausgartens waren bislang nicht durch pla-
nungsrechtliche Festsetzungen gefordert. Es liegt lediglich ein Baulinienplan vor. Insofern 
werden keine erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen erwartet. Zur artenschutz-
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rechtlichen Relevanz der bestehenden Bepflanzung wird auf die unten stehenden Aus-
führungen verwiesen. 
Eine erhebliche Betroffenheit weiterer Schutzgüter ist nicht erkennbar.  
Im Ergebnis wird davon ausgegangen, dass infolge der Planung keine erheblich negati-
ven Umweltauswirkungen entstehen. Durch die Erweiterung der Bauflächen werden In-
nenbereichsflächen besser baulich nutzbar gemacht. Die Planung setzt konsequent die 
Forderung nach Nachverdichtung um. 
 
Artenschutzrechtliche Relevanzprüfung: 
Eine artenschutzrechtliche Begehung des Grundstücks durch das Büro StadtLandFluss 
und der Bericht vom 23.10.2023 kommen zu folgendem Ergebnis:  
Die Gehölze auf dem Grundstück bieten Nistmöglichkeit für Gehölzfreibrüter. Da die Ge-
hölze aber keine Höhlen aufweisen sind Sie nicht für Höhlenbrüter oder Fledermäuse 
geeignet. Unter Beachtung der Rodungszeiten (Anfang Oktober bis Ende Februar) sind 
keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu erwarten. Weitere Maßnahmen sind 
aufgrund des Entfalls der Gehölze nicht erforderlich. 
Im Hauptgebäude wurden Nistspuren von Haussperrlingen nachgewiesen. Eine Quar-
tierseignung für Fledermäuse kann nicht ausgeschlossen werden. Als Ersatz für die ent-
fallenden Nist- und Quartiersplätze sind als vorgezogene Maßnahme (CEF-Maßnahme) 
sechs Nisthilfen für Haussperrlinge und drei Fledermausquartiere an anderen Gebäuden 
anzubringen. Entsprechende Potenziale sind vorhanden. Die genauen Anbringungsorte 
werden im weiteren Verfahren festgelegt. Denkbar wäre auch, die Ersatzquartiere nur 
temporär an anderen Gebäuden anzubringen und später an den Neubau im Planbereich 
zu verlegen. Zur Vermeidung des Tötungsverbots ist der Abbruch der Bestandsgebäude 
in der Zeit von Anfang November bis Ende Februar vorzusehen. 
 
Für die Artengruppen der Vögel und Fledermäuse werden die Verbotstatbestände nach § 
44 (1) Nr. 1 bis 3 BNatSchG unter Berücksichtigung der dargestellten Maßnahmen nicht 
erfüllt. Aufgrund fehlender oder ungeeigneter Lebensraumstrukturen und der Verbrei-
tungssituation der einzelnen Arten ist ein Vorkommen weiterer artenschutzrechtlich rele-
vanter Arten bzw. Artengruppen einschließlich ihrer Entwicklungsformen nicht zu erwar-
ten.  
 


